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ACTA ad acta? Überlegun-
qen zum u rheberrecht--
liche h ,,Shitsto rm"
\ A I.t hätte noch vor einigen Jahren damit gerechnet, dass
V V sich an einem kalten Samstag im Februar 2012 viele tau-

sende Menschen in Deutschland zu Demonstrationen rund um
das Copyright versammeln? Urheberrecht galt viele Jahrzehnte
als,,Exoten"-Thema, wichtig für Theaterleute, Filmemacher,
Schriftsteller oder Musiker. Doch spätestens mit der lntegration
von Software und Datenbanken in das Urheberrecht sind von ur-
heberrechtlichen Anderungen große Teile der Volkswirtschaft
betroffen. Wer das Urheberrecht auf Betonsichtwände, Werbe-
sprüche oder ,,Tripp-Trapp"-Stühle ausdehnt, darf sich nicht
wundern, wenn immer größere Teile der Bevölkerung sich für
Leistungsschutzrechte und Urheberrechtsschranken interessie-
ren und gegebenenfalls dafür auch auf die Straße gehen.

Der Anlass für diese Demonstrationen ist wohl eher willkürlich.
Denn ACTA selbst hat inhaltlich in der letzten Fassung keinen

,,Biss" mehr. Die in den ersten Geheimfassungen enthaltenen
Sperrverpflichtungen für Access-Provider sind ebenso wie viele
andere bizarre Vorschläge aus dem Endtext herausgefallen. Ge-
blieben sind allerdings sehr vage, abstrakte Formulierüngen zur
5tärkung der sog. Kreativwirtschaft. Zu Recht betont daher die

Bundesjustizministerin, dass eigentlich sich derzeit -
auf Grund von ACTA - in Deutschland kein neuer ge-

setzgeberischer Regelungsbedarf ergebe. Aber darum
geht es den Demonstranten auch gar nicht.

Beklagt wird zu Recht anderes: ACTA ist das Symbol
einer Geheimpolitik und einer unheilvollen Verbrüde-
rung von Musik- und Filmindustrie mit der völkerrecht-
lichen Diplomatie. Die Content-lndustrie hat immer
wieder versucht, beängstigende Vorstellungen zur Ver-

schärfung des Urheberrechts in die nationalen Parla-

mente zu bringen. Sie hpt es in Berlin versucht, ist nach
London und Dublin gezogen, hat in Frankreich interve-

niert. Meist ist sie damit gescheitert, zuletzt vor dem EUGH im
Scarlet Extended-Fall (FuGH, U. v. 24.11.2011 - C-70/10, ZD

2012,29). Auch ihre Versuche in den USA, bekannt unter den
Kurzbezeichnungen SOPA und PIPA, haben nicht zuletzt dank
des Widerstands aus Silicon Valley keine Früchte gezeigt.

Doch der ,,/FPlCerberus" lässt jeden abgeschlagenen Kopf
durch drei neue ersetzen. Und so hat der Lobbyismus dasVölker-
recht entdeckt, eine dankbare Disziplin, weil sie in der diplomati-
schen ,,Geheimnistümelei" unsägliche ldeen abseits aller parla-

mentarischen Kontrollen aushecken kann. Seit 2006 fanden ge-

heime Verhandlungen über ein neues Abkommen zur Durchset-
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zung der Rechte geistigen Eigentums außerhalb von WPO und

il/fo statt. Verhandlungsparteien waren: Australien, Kanada.

die EU und ihre Mitgliedstaaten, Japan, Südkorea, Mexiko, Ma-
rokko, Neuseeland, Singapur, Schweiz, USA,

Bis 20 1 0 fehlte jegliche Transparenz. Entwurfstei le gelan gten je-

doch als sog. ,,Leaks" in die Öffentlichkeit. Die Diskussion rund
um ACTA gält weiter als ,, top secret", selbst auf lntervention des

Europäischen Pailaments. Nur nach enormem Protest, insbe-

sondere aus der Schweiz, wurden Vorentwürfe im Netz veröf-

fentlicht; erst langsam wurde das Ausmaß der Geheimverhand-
lungen klar.

Die ursprünglichen Texte von ACTA waren fatal gewesen: Ange-

dacht war, die Access-Provider für die von ihren Kunden began-
genen Urheberrechtsverletzungen als Störer haftbar zu ma-

chen. Dieser Verantwortlichkeit wären sie nur dadurch entgan-
gen, dass sie den Datenverkehr ihrer Kunden Überwachen und

ihnen (ähnlich wie beim Three-Strikes-Prinzip) den lnternetzu-
gang nach drei Urheberrechtsverstößen sperren. Neu geregelt

werden sollten Anstiftung und Beihilfe zu Urheberrechtsverlet-
zungen. Schnell formierte sich auch ein Widerstand in der Wis-

senschaft, er kulminierte in einem an Deutlichkeit kaum zu über-

bietenden Aufruf zur Beendigung der ACTA-Diskussionen
(A. M etzg er/ R. M atu I i o nyte (coo rd i n ators),,, Opi n ion of E u rope-

an Academics on the Anti-Counterfeiting Trade Agreement",
February 20 1 1, abruf bar unter: http ://www. i ri. uni han nover.de/
tl-files/pdf/ACTA-opinion-1 1021 1-DH2.pdf). ACTA wurde
abgeschwächt, abgeschwächt, abgeschwächt - bis in dem Ende

2010 verabschiedeten Vertragstext nur noch vage Formulierun-
gen blieben.

Deren lnterpretation bleibt sehr unklar, zumal die Verhandlungs-
protokolle zum Vertrag noch nicht veröffentlicht worden sind

und selbst dem Europärschen Parlamenf nicht zur Verfügung
stehen. Die ,,Teufeleien " stecken daher im Detail, wie einige Bei-

spiele zeigen. Während nach Art. 47 TRIPs Auskunftsansprüche
nur gegen rechtsverletzende Access-Provider möglich sind, sieht
Art. 27.4 ACTA eine Pf I icht zur Weitergabe von Nutzerdaten un-
abhängig von einer Rechtsverletzung durch den Access-Provider
vor. ACTA verweist an dieser Stelle zwar darauf, dass die funda-
mentalen Rechte ,,such as freedom of expression, fair process,

and privacy" einzuhalten sind. Es fehlen aber Hinweise im Text,

wie das gehen soll. Oder: Art. 23.1 ACTA sieht Strafmaßnah-

men bei kommerziellen Rechtsverletzungen vor und definiert

,,commercial scale" als ,,all acts carried out on a commercial

scale including at least those carried out as commercial activities
for direct or indirect economic or commercial advantage". Da-

mlt bleibt unklar, ob zum Beispiel Handlungen zum privaten

Nutzen oder zu Unterrichts- oder Forschungszwecken wirklich

,,non-commercial" sind. Und schließlich lassen die Schadenser-

satzregeln von ACTA auf Grund unklarer Regelungen die Kom-

bination von entgangenem Gewinn und Verletzerprofit bei der

Schadensberechnung zu (Art. 9.1 und 9.2. ACTA).

Gerade diese Unklarheiten zeigen, dass die böswilligen lntrigen-
Kampagnen der lFPl & Co. ein Ende haben müssen. Netzaktivis-
ten lassen jedenfalls solche Kungeleien nicht mehr zu. Und es

geht auch inhaltlich um mehr, als man denkt.

Wen n Fra u Leuth eu sse r-Sch na r re n be rger jetzt da ra uf verweist,
dass in Deutschland kein Anderungsbedarf durch ACTA entste-
he, verkennt sie, dass Deutschland schon jetzt unerträgliche,
durch nichts gerechtfertigte Schlechterstellungen, sowohl der
Kreativen wie auch der Nutzer im Urheberrecht, verankert hat.
Viele Kreative werden in weiten Teilen der Content-lndustrie
durch Buy-out-Verträge ausgeblutet, sodass neuerdings die

Rechtsprechung in der Not zur AGB-Kontrolle greifl(OLG Ham'
burg, U. v. 1.6.2011 - 5 U 113/09; OLG München, U. v.

21 .4.2011 - 6 U 4127/10; LG Braunschweig, U. v.21.9.2011 -
9 O 1352/11: LG Mannheim,U.v.5.12.2011 -7 O 442/11).Die
Nutzer werden mit abertausenden von Abmahnungen überzo-
gen und mussten einen kontinuierlichen Wegfall der sie begüns-

tigenden Schranken hinnehmen.

Die lnstrumente zur Durchsetzung des Urheberrechts wurden
immer weiter verfeinert und ,,verschlimmbessert"; parallel zur
ACTA überlegt man in Brüssel gerade eine Verschärfung der En-

forcernent-Richtlinie (s. erste Vorschläge im Review-Bericht der
Kommission Ende Januar 201 1 unter: http://ec.europa.eu/gove
rna nce/i m pacVpla n ned-ia/docs/20 1 1 

-ma 
rkt-006-review-enf

orcem e nt_d i rective-i p r-en. pdf).

Und auch in der Diskussion um die Access-Provider kehrt keine

Ruhe ein, denkt man etwa an das in vielfältiger Hinsicht unzu-
längliche Modell des BMW|f ür einen Two-Strikes (der Text des

G utachtens ist abruf ba r u nter: http ://bmwi. de/B MWi/Redaktion
/PDF/Publ ikationen/Technolog ie-u n d-ln novation/warnhi nweise
-lan g, property=pdf, bereich=bmwi,sp rache=de, rwb=true. pdf).
Nach diesem Modell soll es zulässig sein, wenn Rechteinhaber
Hinweise auf illegale Nutzungen geschützter Werke zunächst
an die Zugangsanbieter senden und diese unter Rückgriff auf
Verbindungs- und Bestandsdaten den Anschlussinhaber ermit-
teln und verwarnen. Parallel dazu wird die Einrichtung einer Da-

tenbank zur Erfassung von Wrederholungstätern vorgeschla-
gen.

Doch all diese weiteren Versuche, das Urheberrecht zu verschär-

fen und auszudehnen, stoßen jetzt eben auf immer breiteren
Widerstand. Das Urheberrecht ist aus den Fugen geraten, es

wird zu einem Urheber-Unrecht. Deshalb sind die Demonstratio-
nen rund um ACTA nur der Beginn einer stillen Revolution, einer
grundlegenden lnfragestellung der Möglichkeiten und Grenzen
eines lnformationsrechts und des Abschieds von geheimen

Strippenziehereien der Film- und Musikindustrie. Letztere wird
dies kaum interessieren, sie berät wahrscheinlich jetzt schon
wieder über neue taktische Maßnahmen. Aber ein wenig Angst
wird sie schon haben; denn auch die Politik bangt - um ihre
Wähler

Münster, imMär22012
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